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Vorblatt 


Änderung des Umsatzsteuergesetzes (Mehrwertsteuer) 
und des Aufwertungsausgleichgesetzes 

(Antrag der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

Die Preiskostenverhältnisse in der Landwirtschaft haben sich 
seit der Aufwertung der Deutschen Mark bedrohlich verschlech- 
tert. Selbst gut geführte, strukturell gesunde landwirtschaftliche 
Betriebe geraten in Liquiditäts- und Rentabilitätsschwierigkei- 
ten. Schnell wirksame Hilfsmaßnahmen sind erforderlich. 


B. Lösung 

In Anlehnung an die Regelung im Aufwertungsausgleichgesetz 
wird der Mehrwertsteuer-Durchschnittsatz für Landwirte in ver- 
braucherneutraler Weise von 8 v. H. auf 11 v. H. erhöht. Die 
auf die Umsatzsteuerschuld anrechenbaren Vorsteuer- und Kür- 
zungsbeträge werden auf die gleidie Höhe angehoben. 


C. Alternative 

Die vorstehende Lösung könnte mit der Maßgabe getroffen 
werden, daß die Mehrwertsteuererhöhung auf die Verbraucher- 
preise durchschlägt. 


D. Kosten 

Das Minderaufkommen an Umsatzsteuer wird auf insgesamt 
900 Millionen DM veranschlagt. 
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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes (Mehrwertsteuer) und 
des Aufwertungsausgleichgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Umsatzsteuergesetz (Mehrwertsteuer) vom 
29. Mai 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 545), zuletzt ge- 
ändert durch das Gesetz über einen Ausgleich für 
Folgen der Aufwertung der Deutschen Mark auf dem 
Gebiet der Landwirtschaft (Aufwertungsausgleich- 
gesetz) vom 23. Dezember 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 2381), wird wie folgt geändert: 

1. In § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 wird das Wort „acht" 
durch das Wort „elf" ersetzt. 

2. In § 24 Abs. 1 erhält Satz 3 folgende Fassung: 

„Für die Ausfuhrlieferungen und die im Aus- 
land bewirkten Lieferungen der in Satz 1 Nr. 3 
bezeichneten Gegenstände ermäßigt sich die 
Steuer wie folgt: bei Sägewerkserzeugnissen auf 
fünf vom Hundert." 

Artikel 2 

Das Gesetz über einen Ausgleich für Folgen der 
Aufwertung der Deutschen Mark auf dem Gebiet 


der Landwirtschaft (Aufwertungsausgleichgesetz) 
vom 23. Dezember 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 2381) 
wird wie folgt geändert; 

In Artikel 4 Satz 1 werden das Wort „acht" durch 
das Wort „elf" und das Wort „drei" durch das Wort 
„sechs" ersetzt. 

Artikel 3 

Die Vorschriften der Artikel 1 und 2 sind auf Um- 
sätze anzuwenden, die nach dem 31. März 1971 aus- 
geführt werden. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 9. März 1971 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Die landwirtschaftlichen Erzeugerpreise sind binnen 
eines Jahres außerordentlich stark gesunken. Dieses 
ist im wesentlichen auf die Aufwertung der Deut- 
schen Mark im Jahre 1969 zurückzuführen. Land- 
wirtschaftliche Betriebsmittel, Löhne und Zinslei- 
stungen sind im gleichen Betrachtungszeitraum stark 
gestiegen, so daß die Preis-Kostenschere außer- 
ordentlich weit zuungunsten der landwirtschaft- 
lichen Unternehmer auseinander klafft. Durch diese 
ökonomischen Daten hat sich die Einkommens- 
situation der Landwirtschaften in der Bundesrepu- 
blik wesentlidi verschlechtert. Selbst gut geführte, 
strukturell gesunde landwirtschaftliche Betriebe ge- 
raten in Liquiditäts- und Rentabilitätsschwierig- 
keiten. 

Nach dem Landwirtschaftsgesetz vom 5. September 
1955 (BGBL I S. 565) . . . „ist die Landwirtschaft mit 
Mitteln der allgemeinen Wirtschafts- und Agrarpoli- 
tik — insbesondere der Handels-, Steuer-, Kredit- 
und Preispolitik — in den Stand zu setzen, die für 
sie bestehenden, naturbedingten und wirtschaft- 
lichen Nachteile gegenüber anderen Wirtschaftsbe- 
reichen auszugleichen und ihre Produktivität zu stei- 
gern." Die derzeitige wirtschaftliche Situation der 
Landwirtschaft gebietet eine schnelle Hilfe. 

Um das Ziel einer schnell wirksamen Hilfe zu er- 
reichen, bietet sich an, in Anlehnung an die Rege- 
lung im Aufwertungsausgleichgesetz vom 23. De- 
zember 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 2381) den Um- 
satzsteuersatz für landwirtschaftliche Erzeugerpreise 
im Rahmen der Durchschnittsbesteuerung der Land- 
wirtschaft zu erhöhen. Der vorliegende Gesetz- 
entwurf schlägt daher eine Erhöhung des Umsatz- 
steuersatzes von 8 V. H. auf Uv. H. unter gleich- 
zeitiger Anhebung des Kürzungsanspruchs von 
3 V. H. auf 6 V. H. vor. Diese Regelung geht davon 
aus, daß die Erhöhung der landwirtschaftlichen Er- 
zeugerpreise nicht auf den Verbraucher durchschla- 
gen soll. Denkbar wäre auch eine Lösung, bei der 
die Verbraucherpreise für landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse in einer der Erhöhung des Mehrwert- 
steuersatzes auf der Erzeugerstufe entsprechenden 
Relation ansteigen. 

Die entstehenden Mindereinnahmen von schätzungs- 
weise 900 Millionen DM sind aus allgemeinen Haus- 
haltsmitteln zu decken. 

II. Im einzelnen 

Zu Artikel 1 Nr. 1 

Nach dieser Vorschrift wird der Durchschnittsatz für 
die Umsätze von landwirtschaftlichen Erzeugnissen 


im Rahmen eines land- und forstwirtschaftlichen Be- 
triebes von z. Z. 8 V. H. auf 11 v. H. erhöht. In un- 
mittelbarem Zusammenhang damit steht die Ände- 
rung nach Artikel 2: Der dem Landwirt gemäß Arti- 
kel 4 des Aufwertungsausgleichgesetzes zustehende 
Kürzungsanspruch von 3 v. H. wird auf 6 v. H. er- 
höht. Umsatzsteuerschuld und die darauf anzurech- 
nenden Vorsteuer- und Kürzungsbeträge gleichen 
sich also wie bisher aus, so daß eine Zahllast beim 
Landwirt nicht entsteht. Diese Technik führt dazu, 
daß die landwirtschaftlichen Erzeugerpreise jeweils 
um 3 V. H. der Umsatzentgelte aufgebessert werden. 

Außer den landwirtschaftlichen Erzeugnissen wer- 
den entsprechend der bisherigen Regelung auch Ge- 
tränke, die in der Anlage 1 des Umsatzsteuerge- 
setzes nicht aufgeführt sind, sowie alkoholische Flüs- 
sigkeiten begünstigt, soweit diese Gegenstände im 
Rahmen eines land- und forstwirtschaftlichen Betrie- 
bes umgesetzt werden (z. B. Wein). 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

Hierbei handelt es sich um eine redaktionelle An- 
passung. 

Zu Artikel 2 

Diese Vorschrift ändert Artikel 4 des Aufwertungs- 
ausgleichgesetzes. Sie enthält außer einer redaktio- 
nellen Änderung die Anhebung des den landwirt- 
schaftlichen Unternehmern zustehenden Kürzungs- 
anspruchs von 3 V. H. auf 6 v. H. Dadurch wird er- 
reicht, daß sida die Umsatzsteuerschuld und die dar- 
auf anzurechnenden Vorsteuer- und Kürzungsbe- 
träge (Vorsteuerpauschale = 5 v. H., Kürzungsbe- 
träge = 6 V. H.) gegenseitig aufheben. 

Zu Artikel 3 

Nach dieser Vorschrift werden der erhöhte Umsatz- 
steuersatz von 11 V. H. und der erhöhte Kürzungs- 
satz von 6 V. H. am 1. April 1971 wirksam. 

Zu Artikel 4 

Berlin-Klausel 

Zu Artikel 5 

Inkrafttreten des Gesetzes. 
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